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Gesch�ftsbereich des Ausw�rtigen Amts
1. Abgeordneter
Niema

Movassat

(DIE LINKE.)
Inwieweit sieht Namibia (Pr�sident, Regie-
rung, Parlament) nach Kenntnis der Bun-
desregierung in der Einrichtung einer
Deutsch-Namibischen Parlamentariergruppe
durch den 18. Deutschen Bundestag eine be-
sonders geeignete „parlamentarische Flankie-
rung der Außenpolitik der Bundesregierung“
(www.bundestag.de/bundestag/europa_
internationales/parlamentariergruppen/
allgemein.html), die dem „wiederholt zu der
historischen und moralischen Verantwortung
Deutschlands gegen�ber Namibia“ ge�ußerten
Bekenntnis entspricht und „dem auch vom
Deutschen Bundestag in seinen Entschließun-
gen von 1989 und 2004 anerkannten Sonder-
verh�ltnis zu Namibia“ insofern noch besser
gerecht wird, dass dadurch „eine �beraus in-
tensive Zusammenarbeit mit diesem Land“
(Bundestagsdrucksache 17/10481, Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage zu
Frage 3) seitens der Bundesregierung auch
parlamentarisch Ausdruck verliehen wird, und
teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass
analog zur „Gr�ndung einer Namibisch-Deut-
schen Freundschaftsgruppe, die im M�rz 2013
erstmals Berlin besuchte“ und die die „par-
lamentarischen Beziehungen“ zwischen Nami-
bia und Deutschland „weiter gefestigt“ hat
(www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/
Laender/Laenderinfos/Namibia/Bilateral_
node.html), die Gr�ndung einer Deutsch-Na-
mibischen Parlamentariergruppe ebenfalls zu
einer weiteren Festigung der Beziehungen bei-
tr�gt?
Antwort der Staatsministerin Cornelia Pieper
vom 20. November 2013
Die Bundesregierung begr�ßt den politischen Dialog zwischen dem
Deutschen Bundestag und der Nationalversammlung der Republik
Namibia. Der Bundesregierung ist der Wunsch der Namibisch-Deut-
schen Freundschaftsgruppe der Nationalversammlung nach Einrich-
tung einer �hnlichen Gruppe durch den Deutschen Bundestag be-
kannt. Die Mitglieder des Deutschen Bundestages entscheiden in
eigener Verantwortung dar�ber, in welchem Rahmen sie diese Kon-
takte in Zukunft pflegen mçchten.
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Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums des Innern
2. Abgeordnete
Marieluise

Beck

(Bremen)
(B�NDNIS 90/
DIE GR�NEN)
Kann die Bundesregierung best�tigen, dass
von den rund 400 in Deutschland akkreditier-
ten russischen Diplomaten jeder Dritte ein
Agent eines russischen Geheimdienstes ist
(DIE WELT, Deutschland im Visier von Mos-
kaus Agenten, 10. Februar 2013), und welche
Erkenntnisse hat die Bundesregierung �ber
Ziele und Methoden der russischen Agenten,
insbesondere was mçgliche technische Abhçr-
anlagen auf den Gel�nden russischer Vertre-
tungen in Deutschland und das mçgliche Ab-
hçren von Telefonaten und Internetkommuni-
kation in Deutschland angeht?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekret�rs Dr. Ole Schrçder

vom 21. November 2013
Es ist zutreffend, dass eine sehr hohe Zahl an Offizieren russischer
Nachrichtendienste an den diplomatischen und konsularischen Ver-
tretungen der Russischen Fçderation in Deutschland pr�sent ist. Die
in Deutschland stationierten Nachrichtendienstoffiziere interessieren
sich nach Kenntnis der Bundesregierung f�r politische, wirtschaftli-
che, wissenschaftlich-technische und milit�rische Fragestellungen.
Einzelheiten zu den Aktivit�ten russischer Nachrichtendienste in
Deutschland sind dem Verfassungsschutzbericht 2012 zu entneh-
men.
3. Abgeordneter
Roland

Claus
(DIE LINKE.)
H�lt die gesch�ftsf�hrende Bundesregierung
ihre Absicht aufrecht, am 13. November 2013
den Jahresbericht 2013 zum Stand der Deut-
schen Einheit im Kabinett zu behandeln?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekret�rs

Dr. Christoph Bergner

vom 18. November 2013
Es ist geplant, den Jahresbericht der Bundesregierung zum Stand der
Deutschen Einheit 2013 am 20. November 2013 im Kabinett zu be-
handeln.
4. Abgeordnete
Ulla

Jelpke

(DIE LINKE.)
Wer nimmt an der Sitzung der vom EU-Innen-
ministerrat am 7./8. Oktober 2013 in Reaktion
auf den Tod hunderter Fl�chtlinge vor Lampe-
dusa am 3. Oktober 2013 eingerichteten Task
Force teil (bitte nach entsendenden Institutio-
nen und Funktion auflisten), und welche Prio-
rit�ten wurden in der Task Force bislang f�r
das weitere Vorgehen der EU-Institutionen
und der Mitgliedstaaten diskutiert?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekret�rs Dr. Ole Schrçder

vom 18. November 2013
An der Task Force Mittelmeer unter Federf�hrung der Kommission
der Europ�ischen Union nimmt als Leiter der deutschen Delegation
ein Vertreter des Bundesministeriums des Innern teil (Leiter der Un-
terabteilung M I – Migration; Fl�chtlinge; Europ�ische Harmonisie-
rung). Das Ausw�rtige Amt ist beteiligt.

Priorit�ten der Erçrterung in der Task Force waren bislang Fragen
der Grenz�berwachung und Seenotrettung unter St�rkung von
Frontex, Unterst�tzungsmçglichkeiten von Außengrenz-Mitglied-
staaten, eine verbesserte Zusammenarbeit mit Herkunfts- und
Transitstaaten, umfassende Schutzprogramme f�r Fl�chtlinge in der
Region und gesicherte Zug�nge zu Asylverfahren sowie eine nach-
dr�ckliche Bek�mpfung von Schleuseraktivit�ten und organisierter
Kriminalit�t.
5. Abgeordneter
Jan

Korte

(DIE LINKE.)
Mit welchem Ergebnis ist die Bundesregierung
Vorw�rfen nachgegangen, nach denen die
USA und Großbritannien von ihren Bot-
schaftsgeb�uden in Berlin die Kommunikation
unter anderem im Regierungsviertel �berwa-
chen, und hat sie f�r den Fall der Best�tigung
einer Verletzung insbesondere des Artikels 41
des Wiener �bereinkommens vom 18. April
1961 �ber diplomatische Beziehungen eine
Klage gegen die USA beim Internationalen
Gerichtshof (IGH) gepr�ft?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekret�rs Dr. Ole Schrçder

vom 15. November 2013
Die Bundesregierung nimmt die gegen die Vereinigten Staaten von
Amerika und das Vereinigte Kçnigreich Großbritannien und Nordir-
land erhobenen Spionagevorw�rfe sehr ernst und betreibt aktiv Sach-
aufkl�rung. Dies dauert noch an und gilt auch f�r die in Rede stehen-
den Vorw�rfe betreffend Abhçrmaßnahmen aus diplomatischen Ein-
richtungen heraus.
6. Abgeordneter
Jan
Korte

(DIE LINKE.)
Wie ist es nach Auffassung der Bundesregie-
rung mit den europarechtlichen Vorgaben zur
Vertraulichkeit der Asylanhçrung bzw. aller
Informationen, von denen Asylbehçrden im
Rahmen ihrer T�tigkeit Kenntnis erlangen
(vgl. Artikel 13 Absatz 2 und Artikel 41 der
EU-Asylverfahrensrichtlinie vom 1. Dezember
2005 bzw. Artikel 15 Absatz 2 und Artikel 48
der ge�nderten Richtlinie 2013/32/EU vom
26. Juni 2013), vereinbar, dass Informationen
aus Asylanhçrungen bzw. aus Asylverfahren
der Hauptstelle f�r Befragungswesen bekannt
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werden, aufgrund derer sie gezielte Anspra-
chen, Vorgespr�che und Befragungen von
Asylsuchenden vornimmt (vgl. Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der
Abgeordneten Ulla Jelpke und der Gruppe
der PDS/Linke Liste auf Bundestagsdruck-
sache 12/996, und Antwort der Bundesregie-
rung auf die Kleine Anfrage der Fraktion
B�NDNIS 90/DIE GR�NEN auf Bundes-
tagsdrucksache 17/11597; bitte in Auseinan-
dersetzung mit den europarechtlichen Vor-
gaben beantworten und diese gegebenenfalls
n�her auslegen), und welche nationale rechtli-
che Regelung erlaubt es dem Bundesamt f�r
Migration und Fl�chtlinge, der Hauptstelle f�r
Befragungswesen Informationen �ber Asylsu-
chende zu �bermitteln bzw. dieser Stelle einen
Zugang zu solchen Informationen zu ermçgli-
chen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekret�rs Dr. Ole Schrçder

vom 18. November 2013
Die deutsche Anhçrungspraxis entspricht den europarechtlichen An-
forderungen an die persçnliche Anhçrung, wie sie in Artikel 15 der
Richtlinie 2013/32/EU des Europ�ischen Parlaments und des Rates
vom 26. Juni 2013 zu gemeinsamen Verfahren f�r die Zuerkennung
und Aberkennung des internationalen Schutzes (Neufassung) gere-
gelt sind. So erfolgt die Anhçrung durch das Bundesamt f�r Migra-
tion und Fl�chtlinge (BAMF) unter Bedingungen, die eine angemes-
sene Vertraulichkeit gew�hrleisten und den Antragstellern eine um-
fassende Darlegung der Gr�nde ihrer Antr�ge gestatten.

Artikel 48 der Richtlinie 2013/32/EU bindet die mit der Anwendung
dieser Richtlinie betrauten Behçrden hinsichtlich aller Informatio-
nen, von denen sie bei ihrer T�tigkeit Kenntnis erlangen, an den
Grundsatz der Vertraulichkeit, wie sich dieser aus dem nationalen
Recht ergibt. Bei der Weitergabe von Daten aus dem Asylverfahren
durch das BAMF wird dieser Grundsatz selbstverst�ndlich beachtet.

Die Zusammenarbeit des BAMF mit der Hauptstelle f�r Befragungs-
wesen (HBW) entsprechend ihres gesetzlichen Auftrags ist mittels
Dienstanweisung geregelt. Der betreffende Abschnitt der Dienstan-
weisung ist gem�ß der Verschlusssachenanweisung des Bundes als
Verschlusssache eingestuft. Eine çffentliche Einsichtnahme ist daher
nicht mçglich. Die Weitergabe personenbezogener Daten an andere
Behçrden erfolgt ausschließlich unter Beachtung datenschutzrechtli-
cher Bestimmungen. Im �brigen wird auf die Antwort der Bundesre-
gierung auf die Kleine Anfrage „T�tigkeit der Hauptstelle f�r Befra-
gungswesen des Bundesnachrichtendienstes“, Bundestagsdrucksache
17/11597 vom 21. November 2012, verwiesen.
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7. Abgeordnete
Martina

Renner

(DIE LINKE.)
Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung
zur Person, die sich hinter dem Pseudonym
„Reichstrunkenbold“ verbirgt und die f�r die
neonazistischen CDs unter den Titeln „Viel
Asche um Nichts“ (2009) und „der Unter-
grund stirbt nie“ (2010) verantwortlich ist, und
welche Erkenntnisse liegen ihr insbesondere zu
seinen Aktivit�ten im Bereich des Rechtsrock
vor (Produktion, Vertrieb, Resonanz der jewei-
ligen CDs, Auftritten des neonazistischen Lie-
dermachers in der extrem rechten Szene)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekret�rs Dr. Ole Schrçder

vom 15. November 2013
Die Identit�t des rechtsextremistischen Liedermachers „Reichstrun-
kenbold“ und dessen Aktivit�ten in der rechtsextremistischen Musik-
szene sind der Bundesregierung bekannt. Die in der Frage angespro-
chenen Erkenntnisse sind jedoch Gegenstand eines laufenden staats-
anwaltlichen Ermittlungsverfahrens.

Die Bundesregierung �ußert sich nicht zu den Einzelheiten laufender
Ermittlungsverfahren, um den Fortgang der Ermittlungen nicht zu
gef�hrden. Trotz der grunds�tzlichen verfassungsrechtlichen Pflicht
der Bundesregierung, Informationsanspr�che des Deutschen Bun-
destages zu erf�llen, tritt hier nach Abw�gung der betroffenen Belan-
ge das Informationsinteresse des Parlaments hinter den berechtigten
Geheimhaltungsinteressen im laufenden Ermittlungsverfahren zu-
r�ck.
8. Abgeordnete
Martina
Renner

(DIE LINKE.)
Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung
zu Ermittlungs- und Strafverfahren, die gegen
den Liedermacher, die Produzenten, Verk�u-
fer bzw. Besitzer der CDs „Viel Asche um
Nichts“ von 2009 und „der Untergrund stirbt
nie“ von 2010 eingeleitet wurden, und wie wur-
den diese gegebenenfalls abgeschlossen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekret�rs Dr. Ole Schrçder

vom 15. November 2013
Im Zusammenhang mit dem Vertrieb der in der Frage angesproche-
nen Tontr�ger �ber das Internet hatte die Staatsanwaltschaft Cottbus
im Jahr 2012 ein Ermittlungsverfahren wegen des Tatvorwurfs der
Volksverhetzung (§ 130 des Strafgesetzbuchs) gegen Unbekannt ein-
geleitet. Das Verfahren wurde jedoch noch im selben Jahr eingestellt,
da keine Erfolg versprechenden Ans�tze zur Strafverfolgung des im
Ausland befindlichen Verantwortlichen f�r den Internetauftritt vor-
lagen.
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Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums der Justiz
9. Abgeordneter
Andrej

Hunko

(DIE LINKE.)
Welche Hinweise hat der Generalbundesan-
walt hinsichtlich der Einleitung von zwei Er-
mittlungsverfahren gegen die USA (wegen des
Verdachts, dass tçdliche Drohneneins�tze von
Deutschland aus gesteuert werden sowie we-
gen der fortgesetzten Spionage in Deutsch-
land) erlangt, die immer noch als „Pr�fvorg�n-
ge“ bzw. „Beobachtungsvorg�nge“ gef�hrt
werden, und sofern die Pr�fungen weiterhin
nicht abgeschlossen sind, inwiefern sind hier-
f�r ablehnende Stellungnahmen des Bundes-
kanzleramts, des Bundesministeriums des In-
nern und des Ausw�rtigen Amts, der deut-
schen Geheimdienste oder des Bundesamts f�r
Sicherheit in der Informationstechnik maßgeb-
lich?
Antwort der Bundesministerin

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger

vom 20. November 2013
Der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof (GBA) hat im
Hinblick auf die Medienberichterstattung von Ende Mai/Anfang
Juni 2013, wonach seit dem Jahr 2011 US-amerikanische Drohnen-
angriffe in Afrika durch in Deutschland stationierte Angehçrige der
US-Streitkr�fte geplant, gesteuert und �berwacht worden sein sollen,
am 4. Juni 2013 einen Beobachtungsvorgang zur Pr�fung der vçlker-
strafrechtlichen Relevanz des Sachverhalts und einer etwaig beste-
henden Verfolgungszust�ndigkeit des Generalbundesanwalts ange-
legt. Zureichende tats�chliche Anhaltspunkte daf�r, dass Droh-
neneins�tze zur Tçtung von Terrorverd�chtigen oder feindlichen
K�mpfern von Deutschland aus gesteuert worden w�ren, liegen
bislang nicht vor (siehe auch Antwort der Bundesregierung auf die
Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE. – Bundestagsdrucksache
17/14401). Stellungnahmen der in der Frage genannten Behçrden
waren hierf�r nicht maßgeblich.

Im Rahmen der Pr�fvorg�nge zu mçglichen Abhçrmaßnahmen US-
amerikanischer und britischer Geheimdienste kl�rt der GBA derzeit
ab, ob ein in seine Zust�ndigkeit fallendes Ermittlungsverfahren ein-
zuleiten ist.

Zu internen bewertenden �berlegungen des GBA im Zusammen-
hang mit justizieller Entscheidungsfindung gibt die Bundesregierung
keine Stellungnahme ab.
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Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen
10. Abgeordneter
Friedrich

Ostendorff

(B�NDNIS 90/
DIE GR�NEN)
* Das Bundesministerium der Fin
t�rs Steffen Kampeter vom 18.
Von einer Verçffentlichung der
sehen. Berechtigte haben die M
destages Einsicht in die Antwor
Wie ist der aktuelle Verhandlungsstand bez�g-
lich der �bertragung der BVVG-Fl�chen
(BVVG = Bodenverwertungs- und -verwal-
tungs GmbH) vom Bund auf die L�nder, bzw.
welche Position vertreten die Bundesregierung
und die beteiligten L�nder darin?
11. Abgeordneter
Friedrich

Ostendorff

(B�NDNIS 90/
DIE GR�NEN)
Welche Daten liegen der Bundesregierung be-
z�glich Fl�chenumfang, Wert (Durchschnitts-
und Gesamtwert, Bewertungsgrundlage), Fl�-
chenverteilung und Pachtbindungsdauer der
verbleibenden BVVG-Fl�chen in den jeweili-
gen Bundesl�ndern vor?
12. Abgeordneter
Friedrich

Ostendorff

(B�NDNIS 90/
DIE GR�NEN)
Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes-
regierung zu treffen, um den Verkauf von
BVVG-Fl�chen an außerlandwirtschaftliche
Investoren zu reduzieren und die Position
b�uerlicher Betriebe bei der Vergabe von
BVVG-Fl�chen zu verbessern?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekret�rs Steffen Kampeter

vom 18. November 2013
Die Antworten auf Ihre Schriftlichen Fragen wurden in der Geheim-
schutzstelle des Deutschen Bundestages hinterlegt.*

Ich weise darauf hin, dass es sich bei der Unterlage um ein vertrauli-
ches Dokument handelt, das dar�ber hinaus Dritten nicht zug�nglich
gemacht werden darf.
13. Abgeordnete
Kathrin
Vogler

(DIE LINKE.)
Wie beurteilt die Bundesregierung vor dem
Hintergrund, dass das Bundesverfassungsge-
richt in einer Grundsatzentscheidung vom
17. April 2008 – Az. 2 Bvl 4/05 – erkl�rt hat,
dass politische Parteien und W�hlergemein-
schaften steuerlich grunds�tzlich gleichzube-
handeln seien, die Tatsache, dass die den nach
§ 34 Absatz 2 des Einkommensteuergesetzes
(EStG) genannten Hçchstbetrag �bersteigen-
den Spenden zwar bei Parteien nach § 10b
EStG als Sonderausgaben steuerlich geltend
anzen hat die Antwort des Parlamentarischen Staatssekre-
November 2013 als „VS – vertraulich“ eingestuft.
Antwort in einer Bundestagsdrucksache wird daher abge-
çglichkeit, in der Geheimschutzstelle des Deutschen Bun-

t zu nehmen.
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gemacht werden kçnnen, nicht jedoch bei
W�hlervereinigungen, und sieht die Bundesre-
gierung hier �nderungsbedarf im Sinne der
Gleichbehandlung?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekret�rs Hartmut Koschyk
vom 19. November 2013
Der aufgrund der Regelung des § 10b Absatz 2 des Einkommen-
steuergesetzes (EStG) den Parteien mittelbar zugutekommende und
f�r unabh�ngige W�hlervereinigungen nicht vorgesehene staatliche
Steuerverzicht f�hrt nach den Beschl�ssen des Bundesverfassungsge-
richts vom 15. Januar 1985 (Az. 2 BvR 1163/82, BVerfGE 69, 92)
und vom 21. Juni 1988 (Az. 2 BvR 638/84, BVerfGE 78, 350) sowie
dem Nichtannahmebeschluss des Bundesverfassungsgerichts vom
20. Februar 1991 (Az. 2 BvR 176/90) nicht zu einer verfassungs-
rechtlich ins Gewicht fallenden Differenzierung des Rechts der B�r-
ger auf Teilhabe an der politischen Willensbildung im kommunalen
Bereich und auch nicht zu einer verfassungswidrigen Beeintr�chti-
gung der Chancengleichheit der im Wettbewerb um W�hlerstimmen
stehenden politischen Parteien und W�hlergruppen.

Wie das Bundesverfassungsgericht in seinem Beschluss vom 17. Ap-
ril 2008 (Az. 2 BvL 4/05, BVerfGE 121, 108) wiederholte, braucht
der Gesetzgeber vorgegebene Unterschiede zwischen den konkur-
rierenden Bewerbern und Bewerbergruppen nicht auszugleichen.
Vielmehr darf er das im Vergleich zu den W�hlervereinigungen sehr
viel weiter gesteckte T�tigkeitsfeld der politischen Parteien, die ihnen
vom Grundgesetz und vom Parteiengesetz zugedachte Aufgabe und
die daraus folgende Notwendigkeit einer auf Dauer angelegten und
festgef�gten �berregionalen Organisation ber�cksichtigen. Wenn der
Gesetzgeber diese Unterschiede zu den auf den çrtlichen Bereich
ausgerichteten und sich nur an Kommunalwahlen beteiligenden
W�hlervereinigungen zum Anlass nimmt, Parteien und kommunale
W�hlergruppen in verschiedener Weise steuerlich zu beg�nstigen, so
ist dies in gewissen, vom Bundesverfassungsgericht n�her beschriebe-
nen Grenzen, verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden.

Vor dem Hintergrund der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts ist kein �nderungsbedarf ersichtlich.
Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums f�r Wirtschaft
und Technologie
14. Abgeordnete
Kerstin

Kassner

(DIE LINKE.)
Wie sch�tzt die Bundesregierung die Auswir-
kungen der Insolvenz der P + S-Werft im Jahr
2012 und das Auslaufen der Auffanggesell-
schaft zum 1. November 2013 auf die Entwick-
lung des Arbeitsmarktes in der Region und der
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wirtschaftlichen Entwicklung bzw. Perspekti-
ven in der Region Vorpommern insgesamt
ein?
Antwort des Staatssekret�rs Dr. Bernhard Heitzer

vom 22. November 2013
Die beiden Standorte der (ehemaligen) P + S-Werften in Stralsund
und Wolgast besitzen einen hohen Stellenwert f�r die regionale Wirt-
schaft und den regionalen Arbeitsmarkt. Die Insolvenz des Unter-
nehmens und der damit verbundene Verlust qualitativ hochwertiger
industrieller Arbeitspl�tze ist daher eine große Belastung f�r die Re-
gion. F�r den Standort Wolgast wurde inzwischen mit einem neuen
Investor eine Fortf�hrungslçsung gefunden und ein Teil der fr�heren
Belegschaft �bernommen. In welcher Art und Weise am Standort
Stralsund, wo vor der Insolvenz der grçßere Teil der Mitarbeiter be-
sch�ftigt war, ebenfalls ein Neustart gelingen wird, ist derzeit noch
offen.

Dass die Lage in der Region schwierig ist, zeigt beispielsweise die ak-
tuell verh�ltnism�ßig angespannte Arbeitsmarktlage im Kreis Vor-
pommern-R�gen. Zwar ist die Zahl der Arbeitslosen im Oktober
2013 dort gegen�ber dem Vorjahresmonat merklich zur�ckgegangen
(–7,2 Prozent), jedoch liegt die Arbeitslosenquote mit 10,7 Prozent
weiterhin deutlich �ber dem gesamt- wie auch �ber dem ostdeutschen
Niveau. Dar�ber hinaus ist die Entwicklung bei den gemeldeten offe-
nen Stellen im genannten Kreis entgegen dem Trend in Mecklen-
burg-Vorpommern eher r�ckl�ufig. Derzeit kommen im Kreis Vor-
pommern-R�gen auf eine gemeldete Stelle 13,9 Arbeitslose. In
Mecklenburg-Vorpommern sind es 10,2, im gesamten Bundesgebiet
liegt die Relation bei 6,4. Auch die Besch�ftigungsentwicklung deutet
auf ein eher geringes Kompensationspotenzial hin. So ist die Zahl
der sozialversicherungspflichtig Besch�ftigten im Verarbeitenden
Gewerbe im Kreis Vorpommern-R�gen im M�rz 2013 (aktuellere
Daten liegen nicht vor) gegen�ber dem Vorjahresmonat um 4,8 Pro-
zent zur�ckgegangen, w�hrend sie in Mecklenburg-Vorpommern ins-
gesamt im gleichen Zeitraum um 1,5 Prozent zunahm.

Um die wirtschaftlichen Perspektiven zu verbessern, unterst�tzt der
Bund Mecklenburg-Vorpommern und die anderen neuen Bundesl�n-
der im Rahmen seiner flankierenden Strukturpolitik in besonderem
Maße. Von zentraler Bedeutung ist dabei die Regionalfçrderung im
Rahmen der Bund-L�nder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der
regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW). In der Zeit von 1991 bis
2012 hat der Bund dem Land Mecklenburg-Vorpommern GRW-Mit-
tel im Umfang von insgesamt fast 3 Mrd. Euro zur Verf�gung ge-
stellt. Davon entfielen mehr als 1,8 Mrd. Euro auf Investitionsvorha-
ben der gewerblichen Wirtschaft mit einem Gesamtinvestitionsvolu-
men von ca. 18 Mrd. Euro.

Der Bund wird das Land auch k�nftig bei seinen Anstrengungen un-
terst�tzen, die regionale Wirtschaftsstruktur zu verbessern und insbe-
sondere die industrielle Substanz zu erhalten bzw. auszubauen. Ab
dem 1. Juli 2014 sind dabei die neuen Leitlinien der Europ�ischen
Kommission f�r Regionalbeihilfen zu beachten, die f�r die Fçrderpe-
riode bis 2020 gelten. Die neuen Bundesl�nder verlieren zwar den
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bisherigen Hçchstfçrderstatus, bleiben aber vollst�ndig Fçrdergebiet
und sind damit weiterhin als Zielgebiet in die gesamtdeutsche Regio-
nalfçrderung durch die GRW eingebettet.
15. Abgeordnete
Kerstin
Kassner

(DIE LINKE.)
Welche alternativen Maßnahmen f�r den Er-
halt der Arbeitspl�tze an den Werften in
Mecklenburg-Vorpommern und der dortigen
Branche insgesamt, beabsichtigt die Bundesre-
gierung zu ergreifen?
Antwort des Staatssekret�rs Dr. Bernhard Heitzer

vom 22. November 2013
Der hohen industriepolitischen Bedeutung des Schiffbaus f�r das
Land Mecklenburg-Vorpommern wird der Bund insbesondere durch
die Bereitstellung von Finanzierungsinstrumenten gerecht. Dies sind
in erster Linie die Exportkreditgarantien und die so genannten f�r
den Schiffbau bestimmten CIRR-Garantien (CIRR = Zinsausgleich)
des Bundes. Beide Instrumente tragen wesentlich dazu bei, dass deut-
sche Werften im internationalen Wettbewerb bestehen kçnnen. Er-
g�nzt werden diese beiden Instrumente durch die Innovationsfçrde-
rung f�r den Schiffbau.

Dar�ber hinaus beabsichtigt die Bundesregierung, den Schiffbau in
Mecklenburg-Vorpommern in die B�rgschaftsfçrderung des Bundes
f�r die neuen L�nder bis Ende 2019 einzubeziehen. Prim�r bleibt es
jedoch die Verantwortung des Landes, die Finanzierung von Schiffs-
bauten insbesondere in der Bauzeit mit eigenen B�rgschaften zu be-
gleiten. Das Beteiligungsmodell, das im Detail derzeit noch mit dem
Land Mecklenburg-Vorpommern verhandelt wird, sieht daher einen
Sockelbetrag von 200 Mio. Euro f�r eventuelle Sch�den aus Baufi-
nanzierungsb�rgschaften vor, den das Land alleine tragen muss. An
dar�ber hinaus gehenden Sch�den beabsichtigt der Bund, sich zur
H�lfte, maximal aber mit 100 Mio. Euro zu beteiligen.
Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums f�r Arbeit
und Soziales
16. Abgeordneter
Stefan

Zierke

(SPD)
Warum, und auf welcher Rechtsgrundlage sind
die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Bun-
desagentur f�r Arbeit verpflichtet, Besch�fti-
gungen an Arbeitslose auch dann zu vermit-
teln, wenn Lçhne unterhalb des Existenzmini-
mums gezahlt werden?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekret�rs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 18. November 2013
Die Vermittlung in zumutbare Arbeit ist eine Pflichtaufgabe der Tr�-
ger der Grundsicherung f�r Arbeitsuchende (§ 16 Absatz 1 Satz 1
des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch – SGB II – i. V. m. § 35 des
Dritten Buches Sozialgesetzbuch – Arbeitsfçrderung – SGB III). Je-
doch besteht nach § 16 Absatz 1 SGB II i. V. m. § 36 Absatz 1
SGB III f�r die Tr�ger der Grundsicherung f�r Arbeitsuchende ein
Vermittlungsverbot in sittenwidrig entlohnte Besch�ftigung.
17. Abgeordneter
Stefan

Zierke
(SPD)
Warum fordert die Bundesagentur f�r Arbeit
nicht den vom Jobcenter erreichten Betrag von
7,50 Euro, und in welchen F�llen wurden bis-
her derartige Vergleiche angestrebt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekret�rs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 18. November 2013
Nach geltendem Recht ist eine Verg�tungsvereinbarung wegen Sit-
tenwidrigkeit unwirksam (§ 138 des B�rgerlichen Gesetzbuchs),
wenn zwischen der Arbeitsleistung des Arbeitnehmers und der Ver-
g�tung des Arbeitgebers ein auff�lliges Missverh�ltnis besteht. Die
arbeitsgerichtliche Rechtsprechung geht davon aus, dass die Verein-
barung einer Verg�tung, die nicht einmal zwei Drittel eines in der be-
treffenden Branche und Wirtschaftsregion �blicherweise gezahlten
Tariflohns erreicht, sittenwidrig und damit unwirksam ist (Bundesar-
beitsgericht vom 22. April 2009, Az. 5 AZA 436/08). In diesem Fall
hat der Arbeitnehmer gegen�ber dem Arbeitgeber Anspruch auf die
�bliche Verg�tung.

Soweit ein Arbeitgeber diesen Anspruch des Arbeitnehmers nicht er-
f�llt und deshalb Leistungen der Grundsicherung f�r Arbeitsuchende
erg�nzt erbracht werden, geht der Anspruch des Arbeitnehmers ge-
gen den Arbeitgeber bis zur Hçhe der an ihn und die Mitglieder sei-
ner Bedarfsgemeinschaft erbrachten Leistungen nach § 115 des
Zehnten Buches Sozialgesetzbuch – Sozialverwaltungsverfahren und
Sozialdatenschutz (SGB X) auf den Tr�ger der Grundsicherung f�r
Arbeitsuchende �ber (sog. Anspruchs�bergang) und ist von diesem
geltend zu machen. Gegebenenfalls noch nicht ber�cksichtigte Er-
werbst�tigenfreibetr�ge verbleiben dem Arbeitnehmer.

Die Bundesagentur f�r Arbeit f�hrt keine zentrale Statistik �ber die
aufgegriffenen F�lle des Anspruchs�bergangs und deren Fortgang.
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Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums
der Verteidigung
18. Abgeordnete
Inge

Hçger
(DIE LINKE.)
Welche Probleme z. B. an Steuerung, Technik,
Personal waren urs�chlich f�r den Totalverlust
der dritten Heron-Drohne unter deutscher
Kontrolle in Afghanistan am 8. November
2013, und wer war zum Zeitpunkt des Verlus-
tes f�r die Steuerung zust�ndig?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekret�rs

Christian Schmidt
vom 19. November 2013
Der in der Bundeswehr verantwortliche General f�r Flugsicherheit
hat die Unfalluntersuchung im Einsatzgebiet Afghanistan aufgenom-
men. Erst nach Vorliegen des Unfalluntersuchungsberichts kçnnen
belastbare Aussagen �ber die Ursachen des Absturzes getroffen wer-
den.

Zum Zeitpunkt des Vorfalls war die Bundeswehr f�r die Steuerung
des Luftfahrzeugs zust�ndig.
19. Abgeordneter
Dr. Tobias

Lindner

(B�NDNIS 90/
DIE GR�NEN)
Welche Ergebnisse hat die Auswertung der
Nachweisakte f�r das Missionssystem Integra-
ted Signals Intelligence System (ISIS) bisher
ergeben, und welche konkreten alternativen
Lçsungsvorschl�ge werden derzeit f�r die Wei-
terverwendung von ISIS auf einer alternativen
Tr�gerplattform betrachtet?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekret�rs

Christian Schmidt

vom 15. November 2013
Mit Abschluss der Labor- und Flugtests zur Qualifizierung des Inte-
grierten SIGINT Systems (ISIS) auf dem EURO HAWK Full Scale
Demonstrator wurde dem Bundesamt f�r Ausr�stung, Informations-
technik und Nutzung der Bundeswehr (BAAINBw) am 27. Septem-
ber 2013 eine umfangreiche Nachweisakte f�r das ISIS �bergeben.
F�r die umfassende �berpr�fung dieser Dokumente ist ein Zeitraum
von ca. zwei Monaten veranschlagt. Da die Pr�fung und Bewertung
noch nicht abgeschlossen ist, liegen noch keine abschließenden Er-
gebnisse vor.

F�r eine mçgliche Weiterverwendung von ISIS auf einer alternativen
Tr�gerplattform werden zurzeit durch das Integrierte Projektteam
unter der Leitung des BAAINBw u. a. folgende Lçsungsvorschl�ge
n�her untersucht:

• Airbus A 319 (Narrow Body Airliner),

• Gulfstream G 550 (Business Jet) sowie

• IAI Heron TP (MALE UAS).
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20. Abgeordneter
Omid

Nouripour

(B�NDNIS 90/
DIE GR�NEN)
Welche Aufgaben haben Angehçrige des
Kommandos Spezialkr�fte im Rahmen des
Einsatzes von Krisenunterst�tzungsteams
(KUT) seit dem Jahr 2000 erf�llt, und gab es
dabei Verletzungen bzw. Verluste zu beklagen
(bitte einzeln nach Eins�tzen auflisten)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekret�rs

Christian Schmidt

vom 15. November 2013
Das Kommando Spezialkr�fte (KSK) war seit dem Jahr 2000 an
zwei Entsendungen von Krisenunterst�tzungsteams beteiligt.

Vom 28. Juli bis 3. August 2006 verst�rkten Angehçrige des KSK
ein Krisenunterst�tzungsteam, welches die Deutsche Botschaft in
Beirut bei der Evakuierung und dem R�cktransport deutscher Staats-
angehçriger und Schutzbefohlener aus dem Libanon unterst�tzte.

Vom 11. bis 30. November 2011 gehçrte ein Angehçriger des KSK
zu einem Krisenunterst�tzungsteam in Saudi-Arabien und Irak, um
Rahmenbedingungen f�r den Einsatz von Spezialeinheiten bei mçgli-
chen Entf�hrungsf�llen oder Geiselnahmen zu beurteilen.

Bei den Entsendungen kam es weder zu Verletzungen noch zu Ver-
lusten.
Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums f�r Familie,
Senioren, Frauen und Jugend
21. Abgeordneter
Jçrn

Wunderlich

(DIE LINKE.)
Mit wie vielen R�cknahmen von Elterngeldbe-
scheiden gem�ß § 44 des Zehnten Buches So-
zialgesetzbuch (SGB X) rechnet die Bundesre-
gierung nach dem Urteil des Bundessozialge-
richts (BSG) vom 27. Juni 2013 (Az. B 10 EG
8/12 R) bez�glich des Elterngeldbezugs bei
Mehrlingsgeburten, und mit welchen zus�tzli-
chen Kosten rechnet die Bundesregierung
durch die R�cknahme und Neuberechnung
von Elterngeldbescheiden gem�ß § 44 SGB X,
die seit 2009 bei Mehrlingsgeburten erteilt
wurden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekret�rs
Dr. Hermann Kues

vom 19. November 2013
Nach den Urteilen des BSG vom 27. Juni 2013 – Az. B 10 EG 3/
12 R und B 10 EG 8/12 R steht den nach § 1 des Bundeselterngeld-
und Elternzeitgesetzes (BEEG) berechtigten Eltern – in Abweichung
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von der bisherigen Auslegung und Verwaltungspraxis – grunds�tzlich
f�r jeden Mehrling ein eigenst�ndiger Elterngeldanspruch zu. Dies
hat verfahrensrechtlich zur Folge, dass das Elterngeld f�r jeden
Mehrling grunds�tzlich gesondert und schriftlich zu beantragen ist
(§ 7 Absatz 1 Satz 1 BEEG).

Bestandskr�ftige Elterngeldantr�ge, die f�r Mehrlingsgeburten nach
bisheriger Rechtsauslegung erlassen wurden, sind grunds�tzlich nicht
zur�ckzunehmen. Diese Elterngeldbescheide sind in der Regel nicht
rechtswidrig, so dass insbesondere § 44 SGB X keine Anwendung
findet. Soweit die berechtigte Person nun zus�tzlich kindbezogenes
Elterngeld f�r die anderen Mehrlingskinder geltend macht, geschieht
dies dementsprechend nicht �ber eine Neubescheidung nach einer
R�cknahme nach § 44 SGB X, sondern in aller Regel �ber einen so-
zialrechtlichen Herstellungsanspruch.

Danach kçnnen Eltern von Mehrlingen aufgrund der Urteile des
BSG r�ckwirkend f�r den Zeitraum ab dem 1. Januar 2009 zus�tz-
lich Elterngeld f�r die anderen Mehrlingskinder beantragen. Der
Umfang, in dem von dieser Mçglichkeit Gebrauch gemacht werden
wird, l�sst sich mangels entsprechender Erfahrungswerte nicht valide
absch�tzen. Demzufolge kçnnen auch die Kosten derzeit nicht kon-
kret beziffert werden.
Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums f�r Gesundheit
22. Abgeordneter
Dr. Harald

Terpe

(B�NDNIS 90/
DIE GR�NEN)
Welche statistische Erkl�rung hat die Bundes-
regierung f�r die laut Jahresbericht 2013 der
Deutschen Beobachtungsstelle f�r Drogen und
Sucht von 2009 auf 2012 in der Altersgrup-
pe 18 bis 64 Jahre gesunkene Lebenszeitpr�va-
lenz beim Gebrauch illegaler psychoaktiver
Substanzen (REITOX-Report 2013, S. 25)?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekret�rin Ulrike Flach

vom 18. November 2013
Die Angaben zur Lebenszeitpr�valenz illegaler Drogen in der deut-
schen Bevçlkerung in den Jahren 2009 bzw. 2012 im REITOX-Be-
richt der Deutschen Beobachtungsstelle f�r Drogen und Drogen-
sucht 2013 sind nur bedingt miteinander vergleichbar. Im Unter-
schied zum Epidemiologischen Suchtsurvey 2009 wurden die Daten
von 2012 von den Forschern des Instituts f�r Therapieforschung auf-
grund aktueller Diskussionen in der Epidemiologie auch im Hinblick
auf die Bildungsstruktur der Bevçlkerung gewichtet. Ohne diese Ge-
wichtung betr�gt die Lebenszeitpr�valenz 2012 nicht 23,9 Prozent,
sondern 25,5 Prozent. Dar�ber hinaus sind die Pr�valenzen illegaler
Drogen in repr�sentativen Untersuchungen immer mit einer gewis-
sen Unsicherheit behaftet. Betrachtet man deshalb die Konfidenzin-
tervalle (= KI 95 Prozent) der Sch�tzungen von 2009 (13,05 bis
14,50 Millionen) und 2012 (12,52 bis 13,92 Millionen), dann wird
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deutlich, dass die Anzahl der Personen mit Lebenszeitkonsum im
Zeitraum 2009 bis 2012 statistisch betrachtet weitgehend stabil ge-
blieben ist.

Auch wenn die vorliegenden Lebenszeitpr�valenzen illegaler Drogen
wegen der unterschiedlichen Altersgruppen in den fr�heren Epide-
miologischen Suchtsurveys (hier 18 bis 59 Jahre bis 2006 bzw. 18 bis
64 Jahre ab 2009) nur n�herungsweise miteinander vergleichbar
sind, kann doch konstatiert werden, dass die Lebenszeitpr�valenzen
illegaler Drogen in der Bevçlkerung (ohne die Gewichtung nach Bil-
dungsstruktur) seit 2003 stabil geblieben sind (2003: 25,2 Prozent;
2006: 25,4 Prozent; 2009: 26,7 Prozent; 2012: 25,5 Prozent).

Vergleiche nach Altersgruppen zwischen den Jahren 2009 und 2012
weisen jedoch darauf hin, dass im Jahr 2012 weniger junge Leute mit
illegalen Drogen experimentierten als im Jahr 2009.
Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums f�r Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung
23. Abgeordneter
Dr. Andre

Hahn

(DIE LINKE.)
Inwieweit ist mit dem Abschluss des Planfest-
stellungsverfahrens f�r die S�dumfahrung Pir-
na der Bundesstraße 172 deren Finanzierung
gesichert, und welche zeitliche Planung gibt es
derzeit f�r die Fertigstellung des f�r den Land-
kreis S�chsische Schweiz – Osterzgebirge und
auch den noch amtierenden Bundesminister
f�r Verkehr, Bau und Stadtentwicklung Dr.
Peter Ramsauer (siehe Pressemitteilung 054/
2012 des Bundesministeriums f�r Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung vom 30. M�rz
2012) wichtigen Bauvorhabens?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekret�rs Jan M�cke

vom 22. November 2013
Nach Abschluss des Planfeststellungsverfahrens, der Freistaat Sach-
sen erwartet den Planfeststellungsbeschluss in 2014, und Vorliegen
von bestandskr�ftigem Baurecht wird in den j�hrlich stattfindenden
Haushalts- und Finanzierungsprogrammbesprechungen mit dem
Freistaat Sachsen zu erçrtern sein, welche weiteren Bedarfsplanpro-
jekte finanziert werden kçnnen. Belastbare Aussagen zu einem Bau-
beginn und einer Fertigstellung der B 172, Ortsumgehung Pirna,
3. Bauabschnitt sind deshalb derzeit nicht mçglich.
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24. Abgeordneter
Sven-Christian

Kindler

(B�NDNIS 90/
DIE GR�NEN)
Auf welchen Berechnungen und Untersuchun-
gen beruht die Aussage des Bundesministers
f�r Verkehr, Bau und Stadtentwicklung Dr.
Peter Ramsauer, dass eine Pkw-Maut von
nicht im Ausland zugelassenen Fahrzeugen
„bis zu 800 Mio. Euro pro Jahr einbringen“
kçnnte (Berliner Morgenpost vom 6. Novem-
ber 2013)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekret�rs

Dr. Andreas Scheuer

vom 21. November 2013
Die grunds�tzliche Position zu einer Pkw-Maut speist sich aus vielen
unterschiedlichen Daten, Studien und Gutachten. Ferner haben
diverse Kommissionen (z. B. L�nderverkehrsminister) Beschl�sse
erarbeitet, wie der Mehrbedarf bei der Infrastruktur gedeckt
werden kann. Zudem kann man anhand der offiziell zug�nglichen
Zahlen des Verkehrsaufkommens (Inl�nder, Ausl�nder) die prognos-
tizierten Einnahmen errechnen. Dies stellte der Bundesverkehrsmi-
nister Dr. Peter Ramsauer im Interview dar.
25. Abgeordneter
Burkhard
Lischka

(SPD)
In welchem Umfang hat sich nach Kenntnis
der Bundesregierung auf der ICE-Strecke Ber-
lin–Hannover in der Zeit der vor�bergehenden
Streckenf�hrungs�nderung �ber Magdeburg
aufgrund der Hochwassersch�den in der Alt-
mark in den Monaten Juni, Juli, August, Sep-
tember und Oktober 2013 jeweils (pro Monat)
das Fahrgastaufkommen gegen�ber der nor-
malen ICE-Streckenf�hrung �ber Stendal ge-
�ndert?
26. Abgeordneter
Burkhard

Lischka

(SPD)
Welche Schlussfolgerung zieht die Bundesre-
gierung aus den �berlegungen, wonach neben
der ICE-Hochgeschwindigkeitsstrecke Berlin–
Hannover eine teilweise ICE-Streckenf�hrung
�ber Magdeburg zu bestimmten Uhrzeiten auf-
grund eines erhçhten Fahrgastaufkommens
rentabel w�re?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekret�rs Enak Ferlemann

vom 20. November 2013
Die Fragen 25 und 26 werden wegen ihres Sachzusammenhangs ge-
meinsam beantwortet.

Die angesprochenen Sachverhalte betreffen ausschließlich die unter-
nehmerische Verantwortung der Deutsche Bahn (DB) Fernverkehr
AG und ihrer Wettbewerber. Auf die Entscheidungen des Aus-
schusses f�r Wahlpr�fung, Immunit�t und Gesch�ftsordnung des



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode Drucksache 18/82– 17 –
Deutschen Bundestages zur Abgrenzung der Zust�ndigkeiten Bund/
Deutsche Bahn AG/L�nder infolge der Bahnreform (Anlage 1 zur
Bundestagsdrucksache 13/6149 vom 18. November 1996), die in der
194. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 1. Oktober 1997 ange-
nommen wurde, sowie zur St�rkung des parlamentarischen Frage-
rechts (Bundestagsdrucksache 16/8467 vom 10. M�rz 2008) wird
verwiesen.
27. Abgeordneter
Burkhard

Lischka

(SPD)
Hat es in dem Zeitraum der ver�nderten ICE-
Streckenf�hrung nach Kenntnis der Bundesre-
gierung Zeitverzçgerungen gegen�ber der nor-
malen Streckenf�hrung �ber die Altmark gege-
ben, und wenn ja, welche konkreten Unter-
schiede in der Fahrzeit waren auszumachen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekret�rs Enak Ferlemann

vom 20. November 2013
Die Umleitung der ICE-Z�ge erfolgte nicht allein �ber Magdeburg,
sondern auch �ber Wittenberge sowie in der Relation Berlin–Frank-
furt �ber Naumburg (Saale). Nach Pressemitteilung der DB AG be-
trug die Fahrzeitmehrung zwischen Berlin und Hannover �ber Mag-
deburg etwa eine Stunde, zwischen Berlin und Frankfurt 30 bis
50 Minuten.
28. Abgeordneter
Burkhard

Lischka

(SPD)
Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie-
rung aus der Tatsache, dass durch die Wieder-
erçffnung der Bahntrasse �ber die Altmark die
St�dte Potsdam, Magdeburg und Braun-
schweig wieder vom ICE-Netz abgekoppelt
werden (vgl. Pressemitteilung der Deutschen
Bahn AG vom November 2013)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekret�rs Enak Ferlemann

vom 20. November 2013
Braunschweig ist nach wie vor ICE-Systemhalt f�r die ICE-Linien 11
und 12. Magdeburg wird durch die IC-Linien 55 und 56 an das Fern-
verkehrsnetz angebunden. Im �brigen wird auf die Antwort zu den
Fragen 25 und 26 verwiesen.
29. Abgeordnete
Dr. Valerie
Wilms

(B�NDNIS 90/
DIE GR�NEN)
Auf welchen Eingangsgrçßen (bitte angeben
mit Hçhe in Euro pro Jahr f�r festgesetzten
Mautsatz pro Kilometer bei einer streckenbe-
zogenen Pkw-Maut bzw. unterschiedliche G�l-
tigkeitszeitr�ume der Vignetten mit Preisen bei
zeitbezogener Maut sowie jeweilige Erhe-
bungskosten) beruht die Sch�tzung des Bun-
desverkehrsministers Dr. Peter Ramsauer (In-
terview mit DIE WELT vom 6. November
2013) von bis zu 800 Mio. Euro f�r einen Bei-
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trag aus einer Pkw-Maut f�r nicht in Deutsch-
land zugelassene Fahrzeuge, und welche mçgli-
chen Verlagerungs- oder Verdr�ngungseffekte
wurden hierbei ber�cksichtigt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekret�rs
Dr. Andreas Scheuer

vom 21. November 2013
Die grunds�tzliche Position zu einer Pkw-Maut speist sich aus vielen
unterschiedlichen Daten, Studien und Gutachten. Ferner haben
diverse Kommissionen (z. B. L�nderverkehrsminister) Beschl�sse
erarbeitet, wie der Mehrbedarf bei der Infrastruktur gedeckt
werden kann. Zudem kann man anhand der offiziell zug�nglichen
Zahlen des Verkehrsaufkommens (Inl�nder, Ausl�nder) die prognos-
tizierten Einnahmen errechnen. Dies stellte der Bundesverkehrsmi-
nister Dr. Peter Ramsauer im Interview dar.
Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums f�r Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit
30. Abgeordneter
Oliver

Krischer

(B�NDNIS 90/
DIE GR�NEN)
In welchem Umfang profitierte der Steinkohle-
bergbau in den vergangenen vier Jahren von
der Besonderen Ausgleichsregelung (BesAR)
im Erneuerbare-Energien-Gesetz, und in wel-
chem Umfang wird er nach Ansicht der Bun-
desregierung in den kommenden Jahren profi-
tieren?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekret�rin

Ursula Heinen-Esser

vom 22. November 2013
Die Berechnung des Umfanges der Beg�nstigung des Steinkohle-
bergbaus durch die Besondere Ausgleichsregelung nach § 40 ff. des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes erfolgt auf Basis der privilegierten
Strommengen. Die privilegierte Strommenge ist die in den jeweiligen
Antragsverfahren nachgewiesene Strommenge des letzten abge-
schlossenen Gesch�ftsjahres des Unternehmens. Die beg�nstigte
Strommenge kann im Begrenzungsjahr, welches auf das Antragsjahr
folgt, hçher oder niedriger als die privilegierte Strommenge sein.
Dies ist insbesondere von den jeweiligen wirtschaftlichen Verh�ltnis-
sen im Begrenzungsjahr abh�ngig.

Bei der Information �ber den genauen Umfang handelt es sich um
ein Betriebs- und Gesch�ftsgeheimnis, das VS-NfD eingestuft ist.
Diese Information erhalten Sie daher separat im Anhang, sie darf je-
doch nicht verçffentlicht werden.
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** Da
der
f�r
sch
Derzeit kçnnen keine Angaben dar�ber gemacht werden, ob und in-
wieweit der Steinkohletagebau in den kommenden Jahren profitieren
wird.**
Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums f�r Bildung
und Forschung
31. Abgeordnete
Sylvia

Kotting-Uhl

(B�NDNIS 90/
DIE GR�NEN)
s Bundesministerium f�r U
Antwort der Parlamentari
den Dienstgebrauch“ einge
en Bundestages hinterlegt u
Welche technischen Schwierigkeiten gibt es
derzeit beim R�ckbau des Mehrzweckfor-
schungsreaktors (MZFR) und der Vergla-
sungseinrichtung (VEK) durch die Wiederauf-
arbeitungsanlage Karlsruhe (bitte detaillierte
Auflistung), und mit welchen finanziellen und
zeitlichen Verschiebungen ist derzeit zu rech-
nen (bitte detaillierte Auflistung des aktuellen
Standes auch f�r den Fall, dass die f�r Jahres-
ende vorgesehene Aktualisierung der Termin-
und Kostenpl�ne noch nicht abgeschlossen
ist)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekret�rs Thomas Rachel
vom 15. November 2013
Beim R�ckbau des MZFR und der VEK gibt es nach Angaben der
Wiederaufarbeitungsanlage Karlsruhe (WAK) derzeit keine außerge-
wçhnlichen technischen Schwierigkeiten.

Beim R�ckbauprojekt MZFR hat sich der Projektumfang infolge ge-
�nderter Planungen zur Nachnutzung von Geb�udestrukturen ver�n-
dert. Beim R�ckbauprojekt VEK ist infolge von der Planung ab-
weichender deutlich hçherer Restaktivit�ten nach Abschluss der Ver-
glasung eine �berarbeitung der Abl�ufe zum fernhantierten R�ck-
bau der Anlage erforderlich. Die Auswirkungen auf die Kosten und
Termine der beiden Projekte werden derzeit �berpr�ft.
Berlin, den 22. November 2013
mwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit hat einen Teil
schen Staatssekret�rin Ursula Heinen-Esser als „VS – Nur
stuft. Die Antwort ist im Parlamentssekretariat des Deut-

nd kann dort von Berechtigten eingesehen werden.
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